Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/46 


Antrag 

der Fraktionen der SPD, FDP 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung des Schluß- 
termins für den Abbau der Wohnungszwangswirtschaft und 
über weitere Maßnahmen auf dem Gebiete des Mietpreisrechts 

im Land Berlin 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel I 

Änderung des Schlußtermins 

§ 1 

Änderung des Zweiten Bundesmietengesetzes 

Das Zweite Bundesmietengesetz vom 23. Juni 1960 
(Bundesgesetzbl. I S. 389) in der im Land Berlin gel- 
tenden Fassung, zuletzt geändert durch § 2 des Ge- 
setzes zur Änderung des Schlußtermins für den Ab- 
bau der Wohnungszwangswirtschaft und über w^ei- 
tere Maßnahmen auf dem Gebiete des Mietpreis- 
rechts im Land Berlin vom 3. April 1967 (Bundes- j 
gesetzbl. I S. 393), wird wie folgt geändert: 

1. § 15 erhält die folgende Fassung: 

.§ 15 

Die Mietpreise für preisgebundenen Wohn- 
raum werden mit Wirkung vom 1. Januar 1973 
freigegebenJ' 

2. § 17 wird aufgehoben. 

t 

3. § 18 erhält die folgende Fassung: , 

.§ 18 I 

(]) Dieses Gesetz tritt mit Ablauf des 31. De- I 
zember 1972 außer Kraft. Gleichzeitig treten 
außer Kraft: 

1. das Erste Bundesmietengesetz; 


2. das Dritte Bundesmietengesetz und das 
Sechste Bundesmietengesetz; 

3. die mietpreisrechtlichen Vorschriften des 
Ersten und des Zweiten Wohnungsbaugeset- 
zes mit Ausnahme der §§ 87 a, 88 b und 111 
des Zweiten Wohnungsbaugesetzes; 

4. die Altbaumietenverordnung Berlin — 
AMVOB — vom 21. März 1961 (Bundesge- 
setzbl. I S. 230), zuletzt geändert durch § 7 des 
Gesetzes zur Änderung des Schlußtermins für 
den Abbau der Wohnungszwangswirtschaft 
und über weitere Maßnahmen auf dem Ge- 
biete des Mietpreisrechts im Land Berlin vom 
3. April 1967 (Bundesgesetzbl. I S. 393); 

5. die Neubaumietenverordnung 1962 (NMVO 
1962) vom 19. Dezember 1962 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 753), zuletzt geändert durch Arti- 
kel II der Verordnung zur Änderung der 
Zweiten Berechnungsverordnung vom 20. De- 
zember 1967 (Bundesgesetzbl. I S. 1298); 

6. sonstige mietpreisrechtliche Vorschriften, so- 
weit sie bis zu dem nach Satz 1 maßgebenden 
Zeitpunkt noch gelten. 

(2) Die Vorschriften des Gesetzes zur Siche- 
rung der Zweckbestimmung von Sozialwohnun- 
gen (Wohnungsbindungsgesetz 1965 — WoBindG 
1965) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
1. August 1968 (Bundesgesetzbl. I S. 889) bleiben 
unberührt." 

§ 2 

Änderung des Mieterschutzgesetzes 

§ 54 des Mieterschutzgesetzes in der Fassung vom 
15. Dezember 1942 (Reichsgesetzbl. I S. 712) in der 
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im Land Berlin geltenden Fassung, zuletzt geändert 
durch das Gesetz zur Änderung des Schlußtermins 
für den Abbau der Wohnungszwangswirtschaft und 
über weitere Maßnahmen auf dem Gebiete des Miet- 
preisrechts im Land Berlin vom , 3. April 1967 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 393), erhält die folgende Fassung: 

„§ 54 

Dieses Gesetz tritt mit Ablauf des 31. Dezember 
1 972 außer Kraft," 

Artikel II 

Sechstes Bundesmietengesetz 

§ 1 

Mieterhöhung 

(1) Im Land Berlin darf bei preisgebundenem 
Wohnraum, der bis zum 24. Juni 1948 bezugsfertig 
geworden ist, und bei preisgebundenem Wohnraum, 
der in der Zeit vom 25. Juni 1948 bis zum 31. Dezem- 
ber 1949 bezugsfertig geworden und ohne öffentliche 
Mittel im Sinne des § 3 des Ersten Wohnungsbau- 
gesetzes geschaffen worden ist, die am 31. Dezember 
1969 preisrechtlich zulässige Grundmiete vom 1. Ja- 
nuar 1970 an erhöht werden 

d) bei Wohnraum mit Toilette innerhalb der Woh- 
nung und mit Bad um 10 vom Hundert; 

b) bei Wohnraum ohne Bad aber mit Toilette inner- 
halb der V/ohnung um 5 vom Hundert. 

Der Vermieter kann die auf die Mieterhöhung ge- 
richtete Erklärung vom 1. Januar 1970 an abgeben. 

(2) Grundmiete im Sinne des Absatzes 1 ist die 
preisrechtlich zulässige Miete nach dem Stande vom 
31. Dezember 1969 abzüglich folgender in ihr enthal- 
tener Beträge: 

1. Umlagen für den Wasserverbrauch, 

2. Kosten des Betriebes der zentralen Heizungs- 
und Warmwasserversorgungsanlagen, 

3. Umlagen oder Zuschläge für laufende Mehrbe- 
lastungen seit dem 1. Juli 1953, 

4. Untermietzuschläge, 

5. Zuschläge wegen Nutzung von Wohnraum zu an- 
deren als Wohnzwecken, 

6. Mieterhöhungen für Wertverbesserungen nach 
§ 11 der Altbaumietenverordnung Berlin. 

Die in Satz 1 genannten Beträge dürfen neben der 
nach Absatz 1 erhöhten Grundmiete erhoben wer- 
den. 

(3) Die in Absatz 1 genannten Ausstattungen sind 
nur zu berücksichtigen, wenn sie am 31. Dezember 
1969 vorhanden sind. Als Bad ist eine betriebsfähige 
Badeeinrichtung mit Wanne oder Dusche in einem 
besonderen Raum innnerhalb der Wohnung und mit 
zentralem oder besonderem Warmwasserbereiter 
anzusehen. 


! (4) Eine Badeeinrichtung oder eine Toilette in der 

Wohnung, die ganz oder überwiegend auf Kosten 
des Mieters geschaffen ist, bleibt bei der Anwen- 
dung des Absatzes 1 außer Betracht. 

§ 2 

Ausschluß von Mieterhöhungen 

§ 1 gilt nicht 

I 1. für Wohnraum, der nach seiner Beschaffenheit 
den allgemeinen Anforderungen an gesunde 
Wohnverhältnisse offensichtlich nicht genügt, ins- 
besondere wegen ungenügender Licht- und Luft- 
zufuhr, wegen dauernder Feuchtigkeit, wegen 
hygienisch nicht einwandfreier oder unzureichen- 
der sanitärer Einrichtungen; 

2. für Kellerwohnungen, Bunkerwohnungen, Barak- 
ken, Wohnungen in Behelfsheimen, Nissenhütten 
und sonstige behelfsmäßige Unterkünfte sowie für 
Wohnraum, dessen weitere Benutzung aus bau- 
ordnungsrechtlichen Gründen oder auf Grund von 
Anordnungen der Wohnungsaufsicht und Woh- 
nungspflege wegen baulicher oder sonstiger 
Mängel untersagt ist. 

§ 3 

Entsprechende Anwendung 

Die §§ 8 bis 11 und 12 Abs. 1 Satz 1 des Dritten 
Bundesmietengesetzes vom 24. August 1965 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 969, 971) in der in Berlin geltenden 
Fassung, zuletzt geändert durch das Gesetz zur Fort- 
führung des sozialen Wohnungsbaues (Wohnungs- 
bauänderungsgesetz 1968 — WoBauÄndG 1968) vom 
17. Juli 1968 (Bundesgesetzbl. I S. 821, 828), gelten 
entsprechend. 

Artikel III 

Änderung sonstiger Vorschriften 

§ 1 

Änderung des Ersten Bundesmietengesetzes 

I § 23 a des Ersten Bundesmietengesetzes vom 
j 27. Juli 1955 (Bundesgesetzbl. I S. 458) in der im 
i Land Berlin geltenden Fassung, zuletzt geändert 
durch das Gesetz zur Änderung des Schlußtermins 
für den Abbau der Wohnungszwangswirtschaft und 
über weitere Maßnahmen auf dem Gebiete des Miet- 
preisrechts im Land Berlin vom 3. April 1967 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 393), erhält die folgende Fassung: 

„§ 23 a 

I Bei Mietverhältnissen über bis zum 31. De- 
' zember 1949 bezugsfertig gewordenen Wohnraum 
: in Einfamilienhäusern mit einem Einheitswert von 

mehr als 30 000 Deutsche Mark gelten die §§ 18 
bis 20 entsprechend mit der Maßgabe, daß an 
Stelle der preisrechtlich zulässigen Miete die 
Kostenmiete im Sinne der §§ 6 und 7 der Anord- 
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nung über Höchstpreise bei der Vermietung von 
Wohnräumen und gewerblichen Räumen vom 
12. Juni 1950 (Verordnungsblatt für Groß-Berlin I 
S. 216) in der Fassung vom 26. Juni 1951 (Gesetz- 
und Verordnungsblatt für Berlin S. 492) zuzüglich 
der Mieterhöhungen, die nach den §§ 5, 7, nach 
dem Zweiten, nach dem Dritten und nach dem 
Sechsten Bundesmietengesetz preisrechtlich zu- 
lässig sind, tritt. Maßgeblich ist der Einheitswert 
im Sinne des Bewertungsgesetzes vom 16. Okto- 
ber 1934 (Reichsgesetzbl. I S. 1035) nach den Wert- 
verhältnissen vom 1. Januar 1935." 

§ 2 

Änderung des Dritten Bundesmietengesetzes 

§ 4 a des Dritten Bundesmietengesetzes vom 
24. August 1965 (Bundesgesetzbl. I S. 969) in der im 
Land Berlin geltenden Fassung, eingefügt durch § 4 
Nr. 2 des Gesetzes zur Änderung des Schlußtermins 
für den Abbau der Wohnungszwangswirtschaft und 
über weitere Maßnahmen auf dem Gebiete des Miet- 
preisrechts im Land Berlin vom 3. April 1967 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 393), erhält die folgende Fassung: 

»§ 4 a 

(1) Weist der Vermieter nach, daß die nach § 2 

Abs. 1 Sätze 1, 2 und § 3 erhöhte Grundmiete zu- 
züglich der Mieterhöhung nach § 1 des Sechsten | 
Bundesmietengesetzes wesentlich unter der nach | 
einer Ertragsberechnung errechneten Miete bleibt, ' 
so hat die Preisbehörde eine entsprechende Miet- 
erhöhung zu genehmigen. | 

(2) Der Antrag kann in der Zeit vom 1. Januar , 
1970 bis zum 31. Dezember 1971 gestellt werden." 


§ 3 

Änderung des Geschäftsraummietengesetzes 

Nach § 3 a des Gesetzes zur Einführung des Ge- 
schäftsraummietengesetzes im Land Berlin vom 
10. Januar 1961 (Bundesgesetzbl. 1 S. 13), eingefügt 
durch das Gesetz zur Änderung des Schlußtermins 
für den Abbau der Wohnungszwangswirtschaft und 
über weitere Maßnahmen auf dem Gebiete des Miet- 
preisrechts im Land Berlin vom 3. April 1967 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 393), wird der folgende § 3b ein- 
gefügt: 

„§ 3 b 

Die Mieten für Geschäftsräume, die nach § 3 
Abs. 1 den Preisvorschriften unterliegen, dürfen 
vom 1. Januar 1970 an um 10 vom Hundert der 
preisrechtlich zulässigen Miete nach dem Stande 
vom 31. Dezember 1969 erhöht werden. Der Ver- 
mieter kann die auf die Mieterhöhung gerichtete 
Erklärung vom 1. Januar 1970 an abgeben." 

Artikel IV 

Schlußvorschriften 

§ 1 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 2 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1970 in Kraft. 


Bonn, den 5. November 1969 


Wehner und Fraktion 
Mischnick und Fraktion 
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Begründung 


1. Allgemeines 

Bei der Beratung des Gesetzes zur Änderung des 
Schlußtermins für den Abbau der Wohnungszwangs- 
wirtschaft und über weitere Maßnahmen auf dem 
Gebiete des Mietpreisrechts im Land Berlin vom 
3. April 1967 gingen das Abgeordnetenhaus von Ber- 
lin und der Deutsche Bundestag übereinstimmend 
davon aus, daß die besondere politische Lage Ber- 
lins und die Situation am Berliner Wohnungsmarkt 
die Aufhebung der Wohnungszwangswirtschaft zum 
damaligen Zeitpunkt noch nicht zuließen. Dabei wur- 
den die einmaligen Sondertatbestände bei der Woh- 
nungsmarktsituation Berlins von der Mehrheit des 
zuständigen Bundestagsausschusses anerkannt (siehe 
Schriftlichen Bericht des Ausschusses für Kommunal- 
politik, Raumordnung, Städtebau und Wohnungswe- 
sen vom 10. Februar 1967 — Drucksache V/1097). Zu 
diesen Tatbeständen zählte besonders, daß die Ber- 
liner Wirtschaft seit dem Bau der Mauer entschei- 
dend auf die Zuwanderung von Fachkräften aus den 
anderen Ländern der Bundesrepublik angewiesen 
war. Von der Wohnraumversorgung dieser Zuwan- 
derer hing deren Verbleiben in Berlin weitgehend 
ab. Bei der Beratung des Gesetzes wurde auch nicht 
übersehen, daß in Berlin die Altersstruktur der Be- 
völkerung ungünstiger war als in anderen Groß- 
städten der Bundesrepublik. Gewürdigt wurde fer- 
ner, daß infolge der Überalterung der Bevölkerung 
und der zahlreichen alleinstehenden berufstätigen 
Frauen die Zahl der Haushalte, die eine eigene Woh- 
nung benötigten, in Berlin anteilmäßig größer war 
als im übrigen Bundesgebiet. Alle diese Überlegun- 
gen führten schließlich zur Annahme des Initiativ- 
gesetzentwurfs, allerdings mit einer Änderung: Der 
neue Schlußtermin für die Aufhebung der Mietpreis- 
bindung und des Mieterschutzes wurde einheitlich 
auf den 1. Januar 1970 festgelegt, während der Ini- 
tiativgesetzentwurf als einheitlichen Schlußtermin 
den 1. Juli 1970 vorsah. Seit 1967 haben sich trotz 
der Fertigstellung von jährlich rd. 20 000 neuen 
Wohnungen weder die Wohnungsmarktsituation in 
Berlin noch die sie bestimmenden Gegebenheiten in 
dem erforderlichen Ausmaß verbessert bzw. ge- 
ändert. 

Der Wohnungsmarkt ist quantitativ noch nicht aus- 
geglichen. Die auf der Grundlage wissenschaftlicher 
Analysen für Ende 1969 zu erwartende und insbe- 
sondere im wirtschaftspolitischen Interesse zur För- 
derung der Zuwanderung notwendige Wohnraum- 
reserve zeichnet sich nicht ab. Die Ursachen sind 
vielfältig. So werden u. a. trotz Abnahme der Ber- 
liner Bevölkerung infolge einer hohen Sterbeziffer 
mit den eintretenden Todesfällen zu allermeist nicht 
gleichzeitig entsprechende Wohnungen frei. Auch 
behalten Berliner, die ihren ersten Wohnsitz oder 
ihren Lebensmittelpunkt im übrigen Bundesgebiet 
haben, oft ihre Berliner Wohnungen bei. Ferner sind 
die Separierungstendenzen, z. B. Haushaltsteilung j 


durch Heirat, sowie die Zahl der Zweckentfremdun- 
gen offenbar größer als erwartet. 

Schwerwiegender als der quantitativ noch nicht aus- 
geglichene Wohnungsmarkt und das Fehlen der not- 
wendigen Wohnraumreserve ist jedoch, daß quali- 
tativ befriedigende Wohnungen in ausreichender 
Zahl bei weitem nicht zur Verfügung stehen. Berlin 
weist in hohem Maße einen überalterten Wohnungs- 
bestand auf, der vor allem in sanitärer Hinsicht den 
heutigen Erfordernissen nicht entspricht. Von den 
rd. 952 000 Wohnungen Ende 1967 sind 50,7 v. H. — 
in Hamburg 25, in München 23 v. H. — bis 1918 er- 
richtet worden. Davon haben 123 000 Wohnungen 
weder Bad noch Innentoilette; weitere rd. 153 000 
Wohnungen, zusammen also rd. 276 000 Wohnun- 
gen, haben kein Bad. Diese eigentlich unzumutbaren 
Wohnungen werden von den aus dem übrigen Bun- 
desgebiet zuziehenden Arbeitskräften überwiegend 
abgelehnt. Von Januar bis Ende September 1969 ha- 
ben bereits 21 963 westdeutsche Arbeitnehmer eine 
Tätigkeit in Berlin aufgenommen; im ganzen Vor- 
jahr waren es nur 18 213. Es ist vorauszusehen, daß 
die Zahl der Zuwanderer am Ende dieses Jahres 
über 28 000 betragen wird. Eine ähnliche Zuzugs- 
entwicklung besteht bei den ausländischen Arbeits- 
kräften. Während bis Ende 1968 rd. 26 600 Auslän- 
der in Berlin tätig waren, stieg diese Zahl bis Ende 
September d. J. auf 39 200. Mit einem weiteren An- 
stieg auf mindestens 43 000 bis Ende 1969 ist zu 
rechnen. Die Zuwanderer müssen in angemessener 
Zeit qualitativ geeigneten Wohnraum mieten kön- 
nen, damit Rückwanderungen vermieden und alle 
bisherigen Erfolge der Bemühungen um eine ver- 
stärkte Zuwanderung nicht in Frage gestellt werden. 

Qualitativ, insbesondere sanitär ungenügende Woh- 
nungen werden auch von der Berliner Bevölkerung 
zunehmend als unzumutbar angesehen. Die Mehr- 
zahl der Antragsteller von Wohnberechtigungs- 
scheinen nach dem Wohnungsbindungsgesetz be- 
wohnt Altbauwohnungen und ist nicht mehr bereit, 
sich mit solchen Wohnverhältnissen länger abzufin- 
den. Erwerbstätige Berliner, insbesondere junge 
I Ehepaare, verlassen die Stadt bzw. erwägen eine 
Umsiedlung in das übrige Bundesgebiet, wenn sie 
keine ihren Wünschen entsprechende Wohnung in 
angemessener Zeit finden. Für die Beurteilung der 
Wohnraumversorgung der Bevölkerung und damit 
für eine der wichtigsten Voraussetzungen für die 
Lebensfähigkeit Berlins können also rein rechneri- 
sche Überlegungen in bezug auf Wohnungsbestand 
und -defizit (Wohnung = Wohnung) nicht maßge- 
bend sein. 

Unter diesen Umständen ist der vorgesehene Ein- 
tritt in den „Weißen Kreis" zum 1. Januar 1970 nicht 
tragbar. Bei Wegfall des bisherigen Mieterschut- 
zes würden in größerem Umfang Kündigungen 
erfolgen. Die Betroffenen könnten nicht in andere 
Wohnungen ausweichen. Ferner würden sich bei 
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einer Mietpreisfreigabe zu diesem Termin wegen 
eines noch unzureichenden Wohnungsangebotes in 
großem Umfange überhöhte Mietsteigerungen erge- 
ben. Die Vorstellungen privater Vermieterverbände 
über die Größenordnung von Mieterhöhungen sehen 
zum 1. Januar 1970 eine mindestens 20®/oige Erhö- 
hung der Mieten, die erst vor kurzem zum 1. Juli 
1968 um 15 Vo erhöht werden durften, und für die 
Jahre 1971 und 1972 stufenweise weitere Mietanhe- 
bungen vor. Von verschiedenen Seiten sind bereits 
wesentlich höhere Forderungen erhoben bzw. be- 
kanntgeworden. Tatsächlich war die Wirtschaftlich- 
keit des Hausbesitzes durch das Dritte Bundesmie- 
tengesetz in der im Land Berlin geltenden Fassung 
vom 3. April 1967 zum 1. Juli 1968 mit der 15'Voigen 
Erhöhung der Grundmiete nach dem Stand vom 
31. Dezember 1965 voll hergestellt und gesichert 
worden. Das wird auch dadurch belegt, daß in Berlin 
die Grundmiete nur in zwei Fällen gemäß § 4 a des 
Dritten Bundesmietengesetzes angehoben wurde. 

Die nach der jetzigen Rechtslage ab 1. Januar 1970 
möglichen Mieterhöhungen bzw. Kündigungen ha- 
ben bereits in einem nicht vertretbaren Ausmaß zu 
einer Beunruhigung der Bevölkerung geführt. Sie 
würden den sozialen Frieden stören, die Abwande- 
rung fördern und die Zuwanderung empfindlich be- 
einträchtigen. Dabei darf nicht unberücksichtigt blei- 
ben, daß infolge der starken Überalterung der Ber- 
liner Bevölkerung der nur über bescheidene Ein- 
künfte verfügende Personenkreis sehr groß ist. Hinzu 
kommt, daß für die durch erhebliche Mieterhöhun- 
gen betroffenen Mieter jede Ausweichmöglichkeit in 
billigere Wohnungen des Umlandes — wie bei an- 
deren Großstädten im übrigen Bundesgebiet — in- 
folge der Eingeschlossenheit der Stadt fehlt. Um die 
Lebensfähigkeit Berlins und seiner Wirtschaft zu er- 
halten, müssen daher Mietpreisbindung und Mieter- 
schutz für das Land Berlin mindestens bis zum 
31. Dezember 1972 bestehenbleiben. 

Für den Zeitraum einer entsprechenden Verlänge- 
rung des im Gesetz vom 3. April 1967 festgelegten 
Schlußtermins ist zur Deckung erhöhter Bewirtschaf- 
tungskosten eine angemessene Mieterhöhung bei 
preisgebundenen Altbauwohnungen mit Innentoilet- 
ten und Badeeinrichtungen bis zu 10 v. H. und bei 
Wohnungen ohne Badeeinrichtungen bis zu 5 v. H. 
der Grundmiete am 31. Dezember 1969 vorzusehen. 

Die Maßnahmen dieses Entwurfs werden dazu bei- 
tragen, daß die Lebensfähigkeit Berlins nicht beein- 
trächtigt, sondern gestärkt wird. 


II. Die Vorschriiten im einzelnen 
Artikel 1 
Zu § 1 

§ 1 enthält die durch das Hinausschieben des Schluß- 
termins für die Mietpreisbindung notwendigen Ter- 
minänderungen der §§ 15 und 18 des Zweiten Bun- 
desmietengesetzes. § 17 des Zweiten Bundesmieten- 
gesetzes wird aufgehoben, da eine Mieterhöhung 
nach der Mietpreisfreigabe nur noch durch Kündi- 


gung möglich sein soll. § 18 Abs. 1 Nr. 2 des Zweiten 
Bundesmietengesetzes ist wegen des in diesem Ge- 
setzentwurf vorgesehenen Sechsten Bundesmieten- 
gesetzes zu ergänzen. Nummer 3 des § 18 des Zwei- 
ten Bundesmietengesetzes mußte neu gefaßt werden, 
weil durch das Finanzänderungsgesetz 1967 und das 
Wohnungsbauänderungsgesetz 1968 neue mietpreis- 
I rechtliche Vorschriften für die mit Annuitätshilfen 
I und mit Wohnungsfürsorgemitteln geförderten Woh- 
I nungen in das Zweite Wohnungsbaugesetz eingefügt 
worden sind, die weitergelten sollen. Absatz 2 des 
§ 18 des Zweiten Bundesmietengesetzes entfällt, um 
eine einseitige Mieterhöhung durch den Vermieter 
nach der Mietpreisfreigabe auszuschließen. Vom 
1. Januar 1973 an soll jede Mieterhöhung von einer 
Kündigung des Mietverhältnisses abhängig sein. 
Absatz 3 des § 18 des Zweiten Bundesmietengeset- 
zes ist gegenstandslos geworden, da § 16 des Zwei- 
ten Bundesmietengesetzes durch das Zweite Gesetz 
zur Änderung des Schlußtermins für den Abbau der 
Wohnungszwangswirtschaft und über weitere Maß- 
nahmen auf dem Gebiete des Mietpreisrechts vom 
21. Dezember 1967 aufgehoben worden ist. 

Zu § 2 

I 

! Die Verlängerung des Mieterschutzgesetzes bis zum 
31. Dezember 1972 ist notwendig, da es sonst mög- 
lich wäre, Mietern ab 1. Januar 1970 mit den Fristen 
der Vorschriften des BGB (soziales Mietrecht) zu 
kündigen, was den Bestandschutz gefährden würde, 
i 

Artikel II 

' Die in diesem Artikel vorgesehenen Vorschriften 
i sind als Sechstes Bundesmietengesetz bezeichnet 
worden, da es im Anschluß an das Vierte und das 
Fünfte Bundesmietengesetz erlassen werden soll. 

Zu § 1 

§ 1 Abs. 1 regelt die Mieterhöhung für den in der 
I Preisbindung verbleibenden Altbauwohnraum. Es ist 
eine Mieterhöhung zum 1. Januar 1970 um 10 bzw. 
5 vom Hundert der Grundmiete je nach der sanitären 
Ausstattung der Wohnungen vorgesehen. Diese 
I Mieterhöhung ist ausreichend, um die Wirtschaftlich- 
' keit des Althausbesitzes bis zur Mietpreisfreigabe 
I sicherzustellen. Als Berechnungsgrundlage ist die 
! Grundmiete vom 31. Dezember 1969 gewählt wor- 
' den. Diese Berechnungsgrundlage empfiehlt sich, 
j weil sie den Mietparteien bekannt ist. Absatz 2 er- 
! läutert den Begriff Grundmiete und stimmt insoweit 
: mit der bisherigen Regelung in § 2 Abs. 2 des Drit- 
I ton Bundesmietengesetzes überein. In Absatz 3 wird 
I festgestellt, daß nur die Ausstattungsmerkmale bei 
, der Mieterhöhung zu berücksichtigen sind, die am 
31. Dezember 1969 vorhanden sind. Des weiteren ist 
I der Begriff der Badeeinrichtung definiert. Zugleich 
wird ausgeschlossen, daß primitive Badeeinrichtun- 
' gen in Wohnräumen oder Küche als Merkmal für die 
Mieterhöhung anzusehen sind. Durch Absatz 4 wird 
j die Mieterhöhung ausgeschlossen, wenn Badeein- 
richtung und/oder Toilette ganz oder überwiegend 
auf Kosten des Mieters geschaffen worden sind. 
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Zu § 2 

§ 2 enthält die in den Bundesmietengesetzen üb- 
lichen Vorschriften darüber, daß die Mieterhöhung 
nicht für sogenannte „Bruchbuden" gelten soll. 

Zu § 3 

Hier ist entsprechende Anwendung der erforder- 
lichen gesetzlichen Vorschriften geregelt. 


Artikel III 

enthält die notwendige Änderung der sonstigen 
Vorschriften. 

Zu § 1 

In § 23 a des Ersten Bundesmietengesetzes muß nun- 
mehr auch das im Gesetzentwurf enthaltene Sechste 
Bundesmietengesetz bei der Bildung der angemes- 
senen Miete für preisfreie Einfamilienhäuser berück- 
sichtigt werden. Diese Vorschrift ist notwendig, weil 
die Mietverhältnisse über die nicht mehr preisge- 
bundenen Berliner Einfamilienhäuser den Vorschrif- 
ten des Mieterschutzgesetzes unterliegen, d. h. der 
Mieter bei Fehlen dieser Vorschrift jede Mieterhö- 
hung unter Berufung auf das Mieterschutzgesetz ver- 
hindern könnte. 

Zu § 2 

§ 4 a Drittes Bundesmietengesetz eröffnete für den 
Vermieter die Möglichkeit, durch Antrag bei der 
Preisbehörde eine Mieterhöhung durchzusetzen, 
wenn im Einzelfall die Grundmiete wesentlich unter 
der nach einer Ertragsberechnung errechneten Miete 


blieb. Die Antragsmöglichkeit war auf die Zeit vom 
1. Januar bis zum 31. Dezember 1968 beschränkt. 
Diese Antragsmöglichkeit soll für die Zeit vom 1, Ja- 
nuar 1970 bis zum 31. Dezember 1971 verlängert 
werden. 

Für das letzte Jahr der Mietpreisbindung erscheint 
eine Antragsmöglichkeit nicht mehr notwendig, weil 
wegen Auslaufens der Mietpreisbindung und wegen 
der Bearbeitungsdauer eine Mieterhöhung nur kurz- 
fristige Bedeutung hätte. 

Zu § 3 

Nach § 3 des Gesetzes zur Einführung des Geschäfts- 
raummietengesetzes im Land Berlin unterliegen Ge- 
schäftsräume weiterhin den Preisvorschriften, wenn 
sie wegen ihres räumlichen oder wirtschaftlichen 
Zusammenhangs mit preisgebundenen Wohnräumen 
: zugleich mit diesen vermietet sind und wenn der 
' Mietwert der Wohnräume mindestens ein Drittel des 
I gesamten Mietwertes der vermieteten Räume be- 
trägt. Der Gesetzentwurf regelt die Mieterhöhung 
' für diesen preisgebundenen Geschäftsraum. Der 
Mieterhöhungszuschlag soll von der preisrechtlich 
zulässigen Miete des Geschäftsraumes berechnet 
werden. 

Artikel IV 

I 

Zu § 1 

§ 1 enthält die übliche Berlin-Klausel. 

Zu § 2 

Das Gesetz muß spätestens am 1. Januar 1970 in 
Kraft treten. 
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